
Pressemitteilung 

 

Verspätete Lohnzahlung - Arbeitgeber haftet für geringeres Elterngeld 

 

Der Arbeitgeber, ein Zahnarzt, hatte seiner schwangeren Arbeitnehmerin, einer zahn-

medizinischen Mitarbeiterin, den monatlichen Bruttolohn für die Monate Oktober, No-

vember und Dezember 2017, die ihr aufgrund eines allgemeinen mutterschutzrechtli-

chen Beschäftigungsverbotes zustand, erst im März des Jahres 2018 gezahlt. Dies 

führte dazu, dass diese drei Monate für die Berechnung des Elterngeldes der Arbeit-

nehmerin mit 0 Euro angesetzt wurden. Grund ist, dass gemäß § 2c Abs. 1 Bundesel-

terngeld- und Elternzeitgesetz Einkünfte nicht für die Berechnung des Elterngeldes zu 

Grunde gelegt werden, die lohnsteuerrechtlich sog. „sonstige Bezüge“ sind. Dies gilt 

nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts auch für eine monatliche Lohn-

zahlung, wenn diese dem Arbeitnehmer später als drei Wochen nach Ablauf des Ka-

lenderjahres zufließt. Die Nichtberücksichtigung des zu spät gezahlten Lohns führte 

hier dazu, dass das monatliche Elterngeld der Klägerin nur 348,80 Euro anstatt mo-

natlich 420,25 Euro betrug. 

 

Die Klage der Arbeitnehmerin gegen den Zahnarzt auf Erstattung der so entstandenen 

monatlichen Elterngelddifferenz hatte im Wesentlichen Erfolg. Der Zahnarzt schuldet 

die Differenz als Schadenersatzanspruch. Er befand sich mit dem der Klägerin zu-

stehenden Lohn in Verzug und handelte schuldhaft. Denn die Mitarbeiterin hatte ihm 

eine Kopie des Mutterpasses gegeben, und der vom Zahnarzt beauftragte Betriebsarzt 

hatte das Beschäftigungsverbot bereits im September 2017 festgestellt. Der Umstand, 

dass der Zahnarzt das zum 06.09.2017 begründete Arbeitsverhältnis angefochten 

hatte, weil die Klägerin ihn bei Abschluss des Arbeitsvertrages nicht über die Schwan-

gerschaft unterrichtet hatte, entlastete ihn nicht. Diese Anfechtung war unwirksam. Al-

lerdings hatte auch die Klägerin eine Ursache für die Lohnnachzahlung nach Ablauf 

der dritten Kalenderwoche des Folgejahres gesetzt. Sie hatte sich nämlich am 

11.01.2018, d.h. noch vor Ablauf dieser Frist, auf einen Vergleich mit einer Wider-

rufsfrist bis zum 09.03.2018 eingelassen, nach dem die Zahlung nur gegen Vorlage 

einer weiteren Bescheinigung erfolgen sollte. Die Kammer sah den deutlich größeren 

Verschuldensanteil bei dem Arbeitgeber und verurteilte ihn, der Klägerin 70% des ent-

gangenen Elterngeldes zu zahlen. Außerdem muss der Zahnarzt 341,32 Euro an Steu-

erberatungskosten tragen, welche die Klägerin aufwenden musste, um zu ermitteln, 

welcher auf den Ersatzanspruch anrechenbare Steuervorteil sich aus der verspäteten 

Elterngeldzahlung in 2018 ergab.   

 

Das Landesarbeitsgericht hat die Revision zum Bundesarbeitsgericht zugelassen. 

 

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 27.05.2020 - 12 Sa 716/19  

Arbeitsgericht Wuppertal, Urteil vom 26.09.2019 - 5 Ca 450/19 

Für Fragen, Kommentare und Anregungen steht Ihnen zur Verfügung: 

pressestelle@lag-duesseldorf.nrw.de 

mailto:pressestelle@lag-duesseldorf.nrw.de


 

§ 2c Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz - BEEG 

Einkommen aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit 

 

(1)  Der monatlich durchschnittlich zu berücksichtigende Überschuss der Einnahmen aus nichtselbst-

ständiger Arbeit in Geld oder Geldeswert über ein Zwölftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, ver-

mindert um die Abzüge für Steuern und Sozialabgaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das Einkom-

men aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit. Nicht berücksichtigt werden Einnahmen, die im 

Lohnsteuerabzugsverfahren nach den lohnsteuerlichen Vorgaben als sonstige Bezüge zu behan-

deln sind. Maßgeblich ist der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 

a des Einkommensteuergesetzes in der am 1. Januar des Kalenderjahres vor der Geburt des Kin-

des für dieses Jahr geltenden Fassung. 

 

Lohnsteuerrichtlinien R 39b.2 

 

Laufender Arbeitslohn und sonstige Bezüge   

 

(1)  Laufender Arbeitslohn ist der Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer regelmäßig fortlaufend zufließt, 

insbesondere:   

 

1.   Monatsgehälter,   

… 

7.   Arbeitslohn für Lohnzahlungszeiträume des abgelaufenen Kalenderjahres, der innerhalb der 

ersten drei Wochen des nachfolgenden Kalenderjahres zufließt.   

  

(2)  Ein sonstiger Bezug ist der Arbeitslohn, der nicht als laufender Arbeitslohn gezahlt wird. … 


